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Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschliessen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die folgenden Anliegen des Beauftragten für Menschen mit 
Behinderung, Herrn Richter, wie in seinem Report für 2018 dargestellt, umzusetzen:

1. Benennen einer zentralen Ansprechperson, die Informationen über Sportangebote für Menschen 
mit Behinderung bündelt und zur Verfügung stellt. Diese Person sollte Gleichgesinnte 
zusammenbringen, um auch neue Angebote in Absprache mit den Potsdamer Vereinen zu 
schaffen. Des Weiteren hilft sie bei der Organisation von Belegungszeiten in den Potsdamer 
Sportstätten.

2. Gründung Netzwerk inklusiver Sport. Die zentrale Ansprechperson fungiert als Initiator zur 
Schaffung von Netzwerken zwischen Schulen, Vereinen, Selbsthilfeverbänden, Einrichtungen der 
Behindertenhilfe und weiteren Institutionen. Die Ansprechperson steigert den Informationsfluss und 
fördert die Schaffung von Verbindlichkeit und Nachhaltigkeit. Die Ansprechperson vermittelt auch 
als Moderator zwischen den Instanzen. Dies ist vor allem wichtig, um kleinere Vereine zu einer 
Öffnung zu inklusiven Strukturen zu ermutigen und zu vernetzen sowie um einen festen 
Ansprechpartner im kommunalorganisierten Sportsystem zu bieten.

3. Ausbau barrierefreier Sportstätten und Aufbau eines barrierefreien Informationsportals, indem sich 
online die entsprechenden Angebote für Menschen mit und ohne Behinderung wiederfinden.

gez. Janny Armbruster
Fraktionsvorsitzende
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Umsetzung des Grundgesetzes, des Bundesteilhabegesetzes und der UN-Behinderten-
rechtskonvention.
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